
Hansestadt Stralsund 
Der Oberbürgermeister 
Büro des Präsidenten der 
Bürgerschaft/Gremiendienst 

 

Beschluss der Bürgerschaft 
 
 
Zu TOP: 12.1 
Bebauungsplan Nr. 77 "Wohnbebauung am Haltepunkt Süd, Andershof“, 
Aufstellungsbeschluss und Einleitung des 25. Änderungsverfahrens für den 
Flächennutzungsplan der Hansestadt Stralsund 
Vorlage: B 0182/2021 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt: 

 
1. Für das im Stadtteil Andershof westlich der Schienentrasse und östlich der Greifswalder 

Chaussee gelegene 16,5 ha große Areal, welches sich südlich des Bebauungsplanes 
Nr. 46 „Wohn- und Mischgebiet zwischen Greifwalder Chaussee & Andershofer 
Dorfstraße“ anschließt, soll entsprechend der Abgrenzung des Geltungsbereiches (mit 
den Flurstücken der Gemarkung Andershof in Flur 3: 1/2; 1/7; 1/11 ; 1/17 ; 2/1 ; 2/3 ; 2/4 ; 
3 ; 4 ; 5 ; 6 ; 7 ; 8/2 ; 8/10 ; 9/2 ; 11/1 ; 11/6 ; 11/14 ; 11/16 ; 11/18 ; 11/19 ; 11/21 ; 11/24 ; 
12 ; 13 sowie in Flur 4: 59/1 ; 59/2) und gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. 
§ 1 (8) BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt werden. 

 
2. Ziel des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 

Entwicklung von Wohnbauflächen sowie für Flächen sozialmedizinischer Einrichtungen 
zu schaffen und eine Neuordnung der Erschließung zu sichern. 

 

3. Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 77 "Wohnbebauung am Haltepunkt Süd, 
Andershof“ wird eine 6574 qm große Teilfläche des Bebauungsplanes Nr. 46 „Wohn- und 
Mischgebiet zwischen Greifwalder Chaussee & Andershofer Dorfstraße“ überplant.  

 
4. Der rechtswirksame Flächennutzungsplan, genehmigt mit Bescheid der höheren 

Verwaltungsbehörde vom 08.05.1999, Az. 512.111-05.000, soll für die Teilfläche am 
Haltepunkt Süd, Andershof entsprechend dem Entwicklungsgebot nach § 8 (2) BauGB im 
Parallelverfahren gemäß § 8 (3) Satz 1 BauGB geändert werden. Ziel ist die Darstellung 
des überwiegenden Bereiches als Wohnbaufläche. Der dem Flächennutzungsplan 
beigeordnete Landschaftsplan ist ebenfalls zu ändern. 

 
5. Der Beschluss ist gemäß § 2 (1) BauGB ortsüblich bekannt zu machen.  
 
  
Beschluss-Nr.: 2021-VII-10-0723 
 
Datum: 16.12.2021 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
gez. Kuhn 
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